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Redeanlass
Antrag

der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP

Parkplatzmangel entlang Bundesautobahnen in Nordrhein-Westfalen wirksam begegnen:

Ein Beitrag zur Stärkung der Verkehrssicherheit



Kurzinhalt
Die Zahl der Lkw-Parkplätze soll erhöht werden

Ziel ist es, in Zusammenarbeit mit den Ländern das Angebot an Lkw-Parkplätzen auf und an den Autobahnen - auch kurzfristig - deutlich zu erhöhen. Insgesamt wird sowohl durch die kurz- als auch die mittel- bis langfristige Umsetzung aller Maßnahmen der Zunahme des Straßengüterverkehrs und der Just-in-Time-Verkehre sowie den europäischen Lenk- und Ruhezeitenregelungen für Lkw-Fahrer und damit der Verkehrssicherheit verstärkt Rechnung getragen.

CDU Antrag zeugt von Unwissenheit. CDU mit ihrem Minister Wittke versucht sich an die erfolgreiche Politik des Bundesministers anzuhängen und nörgelt an Details statt Aufgaben als Land zu erfüllen.

Redeziel
Bemühungen des BMVBS zur Verbesserung der Parkplatzsituation für Lkw an Autobahnen hervorheben

Redezeit
ca. 9 Minuten, kann also noch gekürzt werden

Sehr geehrte/r Herr/Frau Präsident/in!
Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die SPD-Fraktion begrüßt den Antrag der CDU/FDP Koalition ausdrücklich (Pause) - 

lassen Sie mich den Satz fortführen -  ausdrücklich in einer Hinsicht. 

So heißt es doch im Koalitionsantrag unter römisch 2  -ich zitiere- :  

Der Landtag fordert die Landesregierung auf:

· zu einer stärkeren Verlagerung des Güterfernverkehrs von der Straße auf die Schiene und das Binnenschiff beizutragen, um dadurch mittel- und langfristig den Güterfernverkehr auf der Straße zu reduzieren und dem Parkplatzmangel an Bundesautobahnen entgegenzuwirken.

Zitat Ende

Willkommen im Club.

In der Beantwortung unserer großen Anfrage zur Zukunft des ÖPNV klingt das noch ganz anders:

Ich zitiere: "Die Absicht, einen bestimmten Modal Split zu erzielen oder ihn zu verordnen, entspricht politisch-planerischen Gestaltungsvorstellungen, die mit der Realität demokratischer Gesellschaften nicht in Einklang zu bringen sind. 

Sie verkennen im übrigen die tatsächlichen Beeinflussungsmöglichkeiten vor dem Hintergrund der gewachsenen verkehrlichen und städtebaulichen Infrastrukturen." 

Zitat Ende.

Ihren Deutungen im Fachausschuss sehen wir mit Spannung entgegen.

Unbestritten ist: 

Deutschland ist mit seiner hervorragenden Verkehrsinfrastruktur, seinem großen Absatzmarkt, seinem überragenden logistischen Know-how und auch seiner Rechtssicherheit der Logistikstandort und das Transitland in Europa. 

Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist unverzichtbares Rückgrat für Wirtschaft, Beschäftigung und Mobilität der Bürger. Deren Erhalt und weiterer Ausbau kommt eine hohe volkswirtschaftliche und gesellschaftspolitische Priorität zu. 

Gemeinsames Ziel muss daher sein, die Spitzenstellung Deutschlands bei Güterverkehr und Logistik angesichts der Herausforderungen eines globalisierten Wettbewerbs, des demografischen Wandels, des Klimaschutzes und sich beschleunigender technischer Entwicklungen dauerhaft zu sichern und auszubauen ohne ökologische Aspekte zu vernachlässigen.

Die Verkehrspolitik trägt damit in entscheidendem Maße zur künftigen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft und der Lebensqualität des Standorts Deutschland bei. 

Der am 14. März 2008 von Minister Tiefensee vorgestellte Masterplan Güterverkehr und Logistik (dieser ist Bestandteil des SPD/CDU Koalitionsvertrags von November 2005) setzt hier fünf Themen-Schwerpunkte: 

· Effizientere Nutzung der vorhandenen Verkehrswege  

· Vermeidung unnötiger Verkehre 

· Erhöhung der Lebensqualität durch Klima-, Umwelt- und Lärmschutz  

· Bessere Arbeitsbedingungen und gute Ausbildung für die Beschäftigten im Güterverkehr  

· Neu- und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur  

Die Lektüre des Masterplans sei auch den Antragstellern einmal ausdrücklich empfohlen.

Zurück zum Antrag:

An den Autobahnen gibt es zurzeit rund 430 bewirtschaftete und etwa 1.520 unbewirtschaftete Rastanlagen. 

Das entspricht rund 21.000 ausgewiesenen Lkw-Parkplätzen. 

Die Zahl der Lkw-Parkplätze auf den in Autobahnnähe liegenden Autohöfen beträgt nach Angaben der Vereinigung Deutscher Autohöfe (VEDA) rund 18.500. 

Trotz der beträchtlichen Zahl der vorhandenen Lkw-Parkplätze kommt es durch den erheblichen Anstieg des Straßengüterverkehrs auf den Autobahnen auf den Hauptachsen in den Abend- und Nachtstunden zu Engpässen, insbesondere von Montag bis Donnerstag. 

Ziel ist es, in Zusammenarbeit mit den Ländern das Angebot an Lkw-Parkplätzen auf und an den Autobahnen - auch kurzfristig - deutlich zu erhöhen.

Insgesamt wird sowohl durch die kurz- als auch die mittel- bis langfristige Umsetzung aller geplanten Maßnahmen der Zunahme des Straßengüterverkehrs und der Just-in-Time-Verkehre sowie den europäischen Lenk- und Ruhezeitenregelungen für Lkw-Fahrer und damit der Verkehrssicherheit verstärkt Rechnung getragen.

Im Gegensatz zur jetzigen Landesregierung hat der Bund die Problematik erkannt und ist erfolgreich tätig geworden. 

Es werden bereits seit Jahren große Anstrengungen unternommen, um den Lkw-Parkengpässen durch den Neu- und Ausbau von Rastanlagen entgegen zu wirken. Die Dimensionierung der Rastanlagen an den Autobahnen erfolgt hierbei an Hand eines nachfrageorientierten Dimensionierungsverfahrens auf der Grundlage der aktuellen  Bedarfsplanprognosen.

Der Bund hat folgende Maßnahmen zur Beseitigung der Lkw-Parkengpässe unternommen:

1. Im Jahre 1995 bereits das Ausbauprogramm für bewirtschaftete Rastanlagen (Laufzeit 10 Jahre, Gesamtinvestitionsvolumen rund 220 Millionen Euro). 

· Durch die Umsetzung von 104 Neu- und Ausbaumaßnahmen wurden hier mehr als 4.100 Lkw-Parkplätze neu gebaut sowie zahlreiche bereits bestehende Lkw-Parkplätze grunderneuert.

2. Die Verlängerung des Ausbauprogramms in 2005 um 10 Jahre auch im Hinblick auf die prognostizierte Zunahme des Lkw-Verkehrs (Laufzeit 2006 - 2015, Gesamtinvestitionsvolumen von 250 Millionen Euro, 10 Millionen Euro zusätzlich in 2008). 

3. Die Erweiterung, der Neu- und Ausbau unbewirtschafteter Rastanlagen. 

Im Rahmen des Ausbauprogramms werden nach derzeitigem Stand rund 11.000 neue Parkplätze auf den Rastanlagen geschaffen, was einem Zuwachs um circa 50 Prozent entspricht.

Mit diesem Programm hilft die Bundesregierung den Fahrern, ihre gesetzlich festgelegten Ruhezeiten einzuhalten und trotzdem pünktlich ans Ziel zu kommen.

Nun zu den Zuständigkeiten

Herr Minister Wittke: 

Für die Planung, den Bau und die Unterhaltung der Bundesfernstraßen und damit auch der Rastanlagen sind die Straßenbauverwaltungen der Länder im Rahmen der Auftragsverwaltung zuständig.  

Herr Minister und liebe Kollegen von CDU/FDP: Machen Sie also endlich Ihre Hausaufgaben und verschonen Sie uns mit Schauanträgen!

Dass Sie damit Schwierigkeiten haben könnten, hat das Bundesministerium rechtzeitig erkannt. 

Deshalb wurde bereits zum 1. Oktober 2007 in der Abteilung Straßenbau, Straßenverkehr des Bundesministeriums für Verkehr eine Projektgruppe "Autobahnparkplätze für Lkw" eingerichtet um die Länder bei den laufenden Planungen zu unterstützen und auf diese Weise die Umsetzung des Ausbauprogramms zu beschleunigen. Sie wird den Planungsprozess aktiv begleiten. 

Sagte ich: Die Länder bei den laufenden Planungen unterstützen?

Ich Frage Sie: wie sehen Ihre laufenden Planungen aus Herr Minister?

· Nun: Die Projektgruppe wird neue Wege zur Schaffung von Parkraum aufzeigen und prüfen, ob die vorhandenen Parkplätze durch den Einsatz telematischer Steuerungssysteme (sprich: intelligente Straße) kurzfristig besser genutzt werden können. 

· Zur Erweiterung der Kapazität wird außerdem untersucht, ob und wie außerhalb der Zuständigkeit des Bundes vorhandene Parkflächen nutzbar sind bzw. neue geschaffen werden können. Dazu werden auch Gespräche mit den betroffenen Wirtschafts-, Speditions- und Automobilverbänden sowie den Gewerkschaften geführt.

Es bleibt festzustellen: 

· Die Bundesregierung hat das Problem erkannt und handelt. 

· Die Ergebnisse der Bedarfserhebung werden ausgewertet und offengelegt. Daraus sich ergebende Handlungsnotwendigkeiten, werden zügig in Angriff genommen.

· Ergo: Bund handelt - Land schläft.

Vielen Dank!
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